
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland  (Auszug) 

vom 23. Mai 1949 (BGBl. S. 1), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Juli 

2017 (BGBl. I S. 2347) 

Der Parlamentarische Rat hat am 23. Mai 1949 in Bonn am Rhein in öffentlicher Sitzung 

festgestellt, daß das am 8. Mai des Jahres 1949 vom Parlamentarischen Rat beschlossene 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der Woche vom 16.-22. Mai 1949 durch 

die Volksvertretungen von mehr als Zweidritteln der beteiligten deutschen Länder 

angenommen worden ist. 

Auf Grund dieser Feststellung hat der Parlamentarische Rat, vertreten durch seine 

Präsidenten, das Grundgesetz ausgefertigt und verkündet. 

Das Grundgesetz wird hiermit gemäß Artikel 145 Absatz 3 im Bundesgesetzblatt 

veröffentlicht: 

. 

. 
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Artikel 86 

Führt der Bund die Gesetze durch bundeseigene Verwaltung oder durch bundesunmittelbare 

Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechtes aus, so erläßt die Bundesregierung, 

soweit nicht das Gesetz Besonderes vorschreibt, die allgemeinen Verwaltungsvorschriften. 

Sie regelt, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, die Einrichtung der Behörden. 

Artikel 87 

(1) In bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwaltungsunterbau werden geführt der 

Auswärtige Dienst, die Bundesfinanzverwaltung und nach Maßgabe des Artikels 89 die 

Verwaltung der Bundeswasserstraßen und der Schiffahrt. Durch Bundesgesetz können 

Bundesgrenzschutzbehörden, Zentralstellen für das polizeiliche Auskunfts- und 

Nachrichtenwesen, für die Kriminalpolizei und zur Sammlung von Unterlagen für Zwecke 

des Verfassungsschutzes und des Schutzes gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die durch 

Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange 

der Bundesrepublik Deutschland gefährden, eingerichtet werden. 

(2) Als bundesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechtes werden diejenigen 

sozialen Versicherungsträger geführt, deren Zuständigkeitsbereich sich über das Gebiet eines 

Landes hinaus erstreckt. Soziale Versicherungsträger, deren Zuständigkeitsbereich sich über 

das Gebiet eines Landes, aber nicht über mehr als drei Länder hinaus erstreckt, werden 

abweichend von Satz 1 als landesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechtes 

geführt, wenn das aufsichtsführende Land durch die beteiligten Länder bestimmt ist. 

(3) Außerdem können für Angelegenheiten, für die dem Bunde die Gesetzgebung zusteht, 

selbständige Bundesoberbehörden und neue bundesunmittelbare Körperschaften und 

Anstalten des öffentlichen Rechtes durch Bundesgesetz errichtet werden. Erwachsen dem 

Bunde auf Gebieten, für die ihm die Gesetzgebung zusteht, neue Aufgaben, so können bei 



dringendem Bedarf bundeseigene Mittel- und Unterbehörden mit Zustimmung des 

Bundesrates und der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages errichtet werden. 

. 

. 
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Artikel 89 

(1) Der Bund ist Eigentümer der bisherigen Reichswasserstraßen. 

(2) Der Bund verwaltet die Bundeswasserstraßen durch eigene Behörden. Er nimmt die über 

den Bereich eines Landes hinausgehenden staatlichen Aufgaben der Binnenschiffahrt und die 

Aufgaben der Seeschiffahrt wahr, die ihm durch Gesetz übertragen werden. Er kann die 

Verwaltung von Bundeswasserstraßen, soweit sie im Gebiete eines Landes liegen, diesem 

Lande auf Antrag als Auftragsverwaltung übertragen. Berührt eine Wasserstraße das Gebiet 

mehrerer Länder, so kann der Bund das Land beauftragen, für das die beteiligten Länder es 

beantragen. 

(3) Bei der Verwaltung, dem Ausbau und dem Neubau von Wasserstraßen sind die 

Bedürfnisse der Landeskultur und der Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit den Ländern zu 

wahren. 
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